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Einleitung 

Nicole Biedinger 

In den letzten Jahren wuchsen in der gesamten Bundesrepublik Deutschland 
sowohl der qualitative Standard, als auch das Angebot an Kindertageseinrich-
tungen1 stetig an. Fast zwei Millionen Kinder besuchen bis zur Vollendung 
ihres sechsten Lebensjahres eine außerhäusliche Betreuungseinrichtung. Bis-
herige Forschungsergebnisse legen nahe, dass eine hohe Qualität der Betreu-
ung in Kindertagesstätten einen nachhaltigen positiven Effekt auf den Kompe-
tenzerwerb von Kindern hat. Gerade in den letzten Jahren, teilweise bedingt 
durch die Zuwanderungsströme, aber auch aufgrund anderer gesellschaftlicher 
Entwicklungen, wachsen die Anforderungen an das pädagogische Fachperso-
nal, so dass die dort Beschäftigten zunehmend vor neue Herausforderungen 
gestellt werden (z. B. Arbeit mit Kindern mit Fluchterfahrung). 

Diese aktuellen Entwicklungen bildeten die grundlegende Idee das Thema 
vorschulische Kinderbetreuung im Rahmen eines Seminars tiefergehend zu be-
handeln. Im Fachbereich Soziale Arbeit und Sozialwissenschaften an der Ka-
tholischen Hochschule Mainz wird im Bachelor Studiengang ab dem 6. Se-
mester ein Seminar angeboten, welches sich über zwei Semester erstreckt und 
somit ausreichend zeitliche Möglichkeiten bietet, intensiv über ein komplettes 
Jahr hinweg an einem Buch zu arbeiten. Zusätzlich sind die Teilnehmer bereits 
am Ende ihres Studiums und verfügen über umfangreiche theoretische und 
praktische Erfahrungen, um ein Buchkapitel zu verfassen. Einige Autoren ha-
ben darüber hinaus, vor Studienbeginn die Ausbildung zur SozialassistentIn 
begonnen oder abgeschlossen, so dass über die studiumsspezifischen Kompe-
tenzen hinaus auch frühpädagogische Qualifikationen mit eingebracht werden. 

Die Arbeiten im sechsten Semester umfassten, neben der prinzipiellen 
Konzeption eines Buches, vor allem die Findung von geeigneten Themen und 
Absprache bezüglich der Inhalte zwischen den einzelnen AutorInnen. Im sieb-
ten Semester wurden schließlich die ersten Versionen der Kapitel diskutiert 
und mit einigen Feedbackschleifen verfeinert und in die hier vorliegende Form 
gebracht. 

Das Ziel war, ein Buch zu verfassen, das sowohl Eltern als auch Erziehe-
rInnen über grundsätzliche Themen aufklärt, aber auch besonders über aktuelle 
Themen wie beispielsweise Inklusion oder Hochbegabung im vorschulischen 
Sektor informiert. 

 
1  Im Folgenden Buch werden Begrifflichkeiten wie Kindertagesstätte, Kindergarten, 

Krippe und vorschulische Betreuung synonym verwendet. Gemeint sind damit stets in-
stitutionelle Betreuungsangebote für noch nicht schulpflichtige Kinder.  
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Im ersten Drittel des Sammelbandes soll die Situation in Deutschland dar-
gestellt werden, in dem zunächst das System an sich, das Personal und zentrale 
Einstellungen vorgestellt werden. Diese ersten inhaltlichen Kapitel umfassen 
sowohl historische und gesetzliche Rahmenbedingungen als auch ein Kapitel, 
das die verschiedenen Arten der Kinderbetreuung darstellt und im Anschluss 
daran gezielt die Situation für sehr junge Kinder betrachtet. Neben diesen re-
gulären Angeboten werden auch bilinguale Kindergärten in einem eigenen 
Beitrag vorgestellt. Neben den eher institutionellen Kapiteln stellen der Fach-
kräftemangel und die Qualifikationen von pädagogischen Fachkräften weitere 
wichtige Themen dar. Abgeschlossen wird dieser erste Abschnitt mit einem 
soziologischen Beitrag zum Einfluss der Elternrolle und der Verbindung von 
Familie und Beruf sowie das Aufwachsen von Kindern in einer modernen von 
vielen Medien geprägten Welt. 

Im zweiten Drittel sollen dann pädagogische und psychologische Grundla-
gen dargestellt werden, um sowohl den fachfremden Leser als auch erfahrenen 
Pädagogen einige neue Entwicklungen näherzubringen. Zunächst werden die 
pädagogischen Konzepte mit einer anführenden Ergänzung zur interkulturel-
len Erziehung dargestellt. Im Anschluss daran wird ein Versuch unternommen, 
die allgemeine Entwicklung von Kindern und die Bindung zwischen Eltern 
und Kindern zu erörtern und schließlich wird die zentrale Bedeutung von El-
ternarbeit herausgearbeitet. 

Im letzten Teil werden vor allem für Erzieherinnen ganz spezifische Ziel-
gruppen und deren Bedeutung im Betreuungsalltag behandelt. Es sollen neue 
Förderungsmöglichkeiten und Beispiele aus der praktischen Arbeit aufgezeigt 
oder auch auf bestehende Schwierigkeiten fokussiert werden. Begonnen wird 
mit dem Thema Logopädie, das bisweilen schwerpunktmäßig außerhalb der 
institutionellen Betreuung behandelt wird. Auf diese Beiträge folgt ein Beitrag 
zu tiergestützten Fördermöglichkeiten und generationsübergreifenden Model-
len. Den Abschluss bilden Kapitel zur Erkennung und Förderung von Hochbe-
gabung und ein Beitrag zu den besonderen Bedürfnissen von Kindern mit psy-
chisch kranken Eltern. 

Abschließend noch ein kleiner sprachlicher Hinweis: Im gesamten Sam-
melband werden häufig Beschäftigte in der Kinderbetreuung benannt. Aus 
sprachlichen Gründen verstehen wir unter ErzieherInnen nicht nur Personen 
mit dieser spezifischen Ausbildung, sondern alle Personen, die im Rahmen der 
vorschulischen Betreuung tätig sind und eine pädagogische Ausbildung vor-
weisen können. Selbstverständlich sind das bei weitem nicht nur ErzieherIn-
nen, sondern es gibt zahlreiche andere Ausbildungs- und Studiengänge. Dies 
stellt für uns ebenso eine sprachliche Vereinfachung dar, wie die geschlechts-
gerechte Sprache, wohlwissend, dass die Verteilung von weiblichen und männ-
lichen Fachkräften in diesem frühpädagogischen Sektor sehr ungleich ist. Ge-
rade aus diesem Grund haben wir uns gegen eine geschlechtsneutrale Formu-
lierung entschieden. 



9 

Abschließend möchte ich noch einen großen Dank an alle Autorinnen und 
Autoren richten, die in stärkerem Maße als in anderen Seminaren Zeit und Ar-
beit investiert haben, um dieses Buch zu erstellen. Neben den AutorInnen gab 
es auch noch eine weitere Studentengruppe, die sich intensiv mit dem Lektorat 
und dem Layout beschäftigt hat. Dieser Gruppe gilt mein großer Dank für die 
Unterstützung. 

Zusammenfassend gehen wir davon aus, dass sowohl interessierte Eltern, 
als auch pädagogische Fachkräfte, aus den verschiedenen Beiträgen spannende 
neue Erkenntnisse gewinnen können und hoffen so zu einem besseren Ver-
ständnis von sehr unterschiedlichen Bereichen beitragen zu können. 
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1 Historische und gesetzliche Grundlagen der 
Kindertagesstätten in Deutschland 

Francesca Beyer, Sarah Haupt und Janine Kastello 

Viele verbinden mit öffentlicher Kleinkinderziehung in Deutschland den Kin-
dergarten. In der heutigen deutschen Gesellschaft ist es für die meisten selbst-
verständlich, dass ein Kind ab einem gewissen Alter den Kindergarten besucht. 
Aber was genau ist der Kindergarten? Der Begriff wird in der Alltagssprache 
als Synonym für viele unterschiedliche Angebote der öffentlichen Kleinkin-
derziehung genutzt. Er impliziert das Halbtags- und Ganztagsangebot, den 
Hort und die Betreuung in der Krippe für unter Dreijährige. Die Angebotsviel-
falt, ihr Mitarbeiterschlüssel, der jeweilige Träger, ihre Konzepte und die indi-
viduelle Umsetzung sind jedoch so unterschiedlich, dass die Begriffsbezeich-
nung als Kindergarten im Alltag häufig zu Verwirrung führt.  

1.1 Historische Entwicklung des Kindergartens in 
Deutschland 

Der Kindergarten gehört heute zu den Kindertagesstätten (KiTa), welche Ein-
richtungen der Kinderbetreuung sind. Sie lassen sich unter anderem bezüglich 
des Alters der Kinder unterteilen. Es gibt die Kinderkrippe, die für Kinder un-
ter drei Jahren zuständig ist; außerdem den Kindergarten für die Altersgruppe 
von drei bis sechs und den Hort für Grundschüler. Im Rahmen dieses Kapitels 
soll sich jedoch auf die Kindertagesstätten beziehungsweise den Kindergarten 
konzentriert werden. Wie die meisten Institutionen musste sich auch der Kin-
dergarten während eines langen Weges durch die Geschichte hinweg entwi-
ckeln. 

Bis zur Industrialisierung im 19. Jahrhundert in Deutschland wurden Kin-
der bei ihren Eltern oder Verwandten aufgezogen. Ihre Erziehung bestand da-
rin, das zu lernen, was sie zum Leben brauchten, indem sie sich dies bei den 
Eltern abschauten. Sobald sie körperlich dazu in der Lage waren, unterstützten 
sie ihre Familie im Alltag. Es galt die ersten Lebensjahre schnell zu überwin-
den, da die Kinder in dieser Zeit eine Belastung und keine Unterstützung dar-
stellten. Nach ihrem sechsten oder auch siebten Geburtstag wurden Kinder von 
Kleinbauern oder Tagelöhnern als vollwertige Arbeitskräfte angesehen. Kin-
der mit der Laufbahn eines Klerikers (geistlicher Stand) kamen in diesem Alter 
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in eine Klosterschule und die Kinder des Bürgertums begannen zur städtischen 
Elementarschule zu gehen. Der Nachwuchs der Adligen wurde an fremde Höfe 
geschickt, um dort seine Erziehung zu beenden (Konrad 2012). Es gab also 
keine öffentlichen Erziehungseinrichtungen für Kinder unter sechs Jahren. 

Die Entwicklung der öffentlichen Kleinkindererziehung in Deutschland 
gründet auf mehreren Ursachen. Zu diesen gehören die Industrialisierung und 
die damals vorherrschende Armut, der Strukturwandel der Familie und das sich 
entwickelnde Bewusstsein für die Kindheit. Durch den Wandel der Wirtschaft 
wurde das Familienleben umstrukturiert. Zuvor wie selbst verständlich er-
brachte soziale Leistungen mussten auf Institutionen außerhalb der Familie 
übertragen werden. Die ländlichen Unterschichten und das Industrieproletariat 
konnten sich, auf Grund der Armutszustände, nicht um die Kinder kümmern. 
Es war nicht möglich sie mit zur Arbeit zu nehmen – wie dies vor der Indust-
rialisierung getan wurde. Da der Sozial- und Wohlfahrtsstaat noch nicht an-
satzweise gegründet war, waren die Familien auf das freiwillige Engagement 
der vermögenden Schichten, wie des Adels und des Bürgertums, angewiesen 
(Konrad 2012). 

Mitte des 19. Jahrhunderts waren in Deutschland verschiedene Institutio-
nen, die der Betreuung und der Erziehung der Kinder im vorschulischen Alter 
dienten, zu finden. Es gab kein einheitliches Konzept und viele Bezeichnun-
gen. Dazu zählen unter anderem die „Kinderpflege“, die „Warteschule“, die 
„Kleinkinderbewahranstalt“ und die „Kleinkinderschule“. Die Wurzeln der 
Kleinkinderbewahranstalt reichen bis ins 17. und 18. Jahrhundert zurück. Sie 
ist die älteste Einrichtung, die Kleinkinder außerhalb der Familie beaufsich-
tigte. Sie war einfach ausgestattet: mit Tischen und Bänken, teilweise auch 
ausrangierte Schulmöbel. Oft waren mehr als fünfzig Kinder in einem Raum 
untergebracht. Kinder wurden ab einem Alter von zwei Jahren aufgenommen. 
Sie hatten Spielsachen, wie Bauklötze, Puppen, Bälle und Bilderbücher. Die 
Kleinkinderbewahranstalt war ganztägig, also häufig zwölf Stunden geöffnet 
und bot ein einfaches Mittagessen für die Kinder an. Durch die Initiative ver-
schiedener Frauen und Männer, entwickelte sich aus der Kleinkinderbewahr-
anstalt die Kleinkinderschule. Die Fürstin Pauline von Lippe-Detmold zum 
Beispiel, setzte sich dafür ein, dass die Einrichtung nicht nur für die Beaufsich-
tigung der Kinder zuständig war, sondern auch eine angemessene Beschäfti-
gung bot. Bereits kurz nach der Wende zum 19. Jahrhundert findet man die 
Kleinkinderschule in einzelnen pädagogischen Schriften. Im Unterschied zur 
Kleinkinderbewahranstalt ist sie von der Idee der Erziehung und Bildung ge-
prägt. Die Kinder sollten etwas lernen, allerdings wurde durch staatliche Er-
lässe darauf geachtet, dass keine Inhalte, die der Schule vorbehalten waren, 
vorweggenommen wurden (ebd.). 

Ein wichtiger Meilenstein in der Geschichte des Kindergartens, wie wir ihn 
heute kennen, war die Fröbelbewegung von 1840 bis 1914. Friedrich Fröbel 
entwickelte ein Modell der außerfamilialen Kleinkindererziehung nach dem 
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Vorbild der Familienerziehung. Die Erzieherinnen sollten dem Bild der Mutter 
entsprechen. Abgesehen von der Arbeit im Kindergarten hatten sie auch den 
Auftrag positiv auf die Familien einzuwirken. Denn Familie und Kindergarten 
sollten sich gegenseitig ergänzen, als Spiegel oder als Muster dienen (Fröbel 
1982). Fröbels Modell begreift das Spiel als die angemessene Lebens- und 
Lernform von Kleinkindern. Spielgaben, Beschäftigungsmittel und Bewe-
gungsspiele gründeten zusammen mit der Gartenarbeit den Kern der Kinder-
gartenpädagogik. Als Spielgaben verstand Fröbel in erster Linie Bälle (Fröbel 
1982). Beschäftigungsmittel waren beispielsweise das Erbsenlegen oder Bas-
teln mit Karton und Papier. Die Bewegungsspiele waren Gemeinschaftsspiele, 
die hauptsächlich aus Lauf-, Ball- und Turnspielen bestanden, aber auch Nach-
ahmungsspiele, die heute als soziale Rollenspiele bekannt sind. In moderni-
sierten Formen werden diese Grundsätze bis heute in den Kindergärten prakti-
ziert (Konrad 2012). Eine der wesentlichen Neuerungen bestand darin, dass 
Fröbels Modell eine Spielkindheit beinhaltete, während in den Kleinkinderbe-
wahranstalten feste Spielzeiten hauptsächlich in den Alltag integriert wurden, 
um den Kleinkindern Selbstdisziplin beizubringen. Es wurden Fröbelvereine 
und Fröbelverbände gegründet, die als Träger der Kindergärten auftraten. 
Auch die bürgerliche Frauenbewegung engagierte sich stark für die Ausbrei-
tung der Kindergartenidee von Fröbel (Konrad 2012). 

Mit der Einführung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 1900, das eine am Kin-
deswohl orientierte Fürsorge für alle Minderjährigen beinhaltet, verpflichtete 
sich der Staat erstmalig für angemessene Bedingungen zu sorgen. Dazu ge-
hörte auch die Finanzierung der Institutionen für die öffentliche Kleinkinder-
erziehung. 1914 versprach die Regierung diese aus öffentlichen Haushaltsmit-
teln zu fördern. Mitte der 1880er Jahre gab es rund 3.500 Kleinkindererzie-
hungseinrichtungen (ebd.). Auf die verschiedenen Ansätze, die bis heute Be-
stand haben, wird im Kapitel „Pädagogische Konzepte“ (Hottum/Zimmer-
mann) näher eingegangen. 

In der Weimarer Republik, in den Jahren zwischen 1918 und 1933, entwi-
ckelten sich unterschiedliche Richtungen, die sich positiv auf die Kleinkinder-
betreuung auswirkten. Dazu gehören die Jugendgesetzgebung, die eigenstän-
dige Jugendhilfebürokratie, der Ausbau des Kindergartens zu einem selbstver-
ständlichen Element des sozialen Handelns und die Erweiterung der didak-
tisch-methodischen Möglichkeiten. Vor allem von linkspolitischer Seite gab es 
Bestrebungen den Kindergarten verpflichtend für alle Kleinkinder zu integrie-
ren, welche jedoch nicht zur Umsetzung kamen. Das neu geschaffene Jugend-
amt spielte auch eine Rolle in der historischen Entwicklung. Es hatte nicht nur 
die Aufgabe zu kontrollieren und zu überwachen, sondern auch den Erzie- 
herInnen Hilfe, Beratung und Unterstützung zu bieten (Konrad 2012). Auch 
heute gehören Kindertagesstätten, also auch Kindergärten zu den Pflichtaufga-
ben des Jugendamts (§22 SGB VIII). Des Weiteren entstand in der Weimarer 
Republik eine Fülle an alternativen Ansätzen. Die Kinder- und Entwicklungs-
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psychologie etablierte sich, genauso wie die Waldorfpädagogik, die psycho-
analytische Kleinkindpädagogik und die Montessoripädagogik. Sie alle kon-
kurrierten mit Fröbels Modell. Die verschiedenen Ansätze sind bis heute aktu-
ell geblieben. Quantitativ gesehen bildeten sie eher die Ausnahme, dennoch 
dienten sie als Vorbild. Die ErzieherInnen integrierten das, was ihnen sinnvoll 
erschien, in ihren Alltag. So entstand eine Vielfalt an Angeboten für die Klein-
kinderbetreuung in Kindergärten (Konrad 2012). 

Mit der Machtergreifung der Nationalsozialisten ereigneten sich deutliche 
Veränderungen auf institutioneller und inhaltlicher Ebene. In den Jahren zwi-
schen 1933 und 1945 wurde die Arbeit in den Kindergärten nach nationalsozi-
alistischen Vorstellungen ausgerichtet, inhaltsärmer und einseitig. Alle päda-
gogischen Konzepte, die in der Weimarer Republik zur Vielfalt der Angebote 
führten, wurden untersagt. Die Montessori-Pädagogik, die psychoanalytische 
Kleinkind- und die Waldorfpädagogik wurden verboten, ebenso wie reform-
pädagogische Experimente. Die neue Kindergartenpädagogik bestand aus ein-
zelnen Elementen der Fröbelpädagogik und nationalsozialistischen Erzie-
hungsgrundsätzen. Letztere waren auf vier Säulen gegründet: der körperlichen 
Tüchtigkeit, der Militarisierung, der Gewöhnung an das Denken und Empfin-
den in Kategorien von Volk und Rasse, sowie der persönlichen Bindung an 
den Führer Adolf Hitler und andere wichtige Persönlichkeiten des Nationalso-
zialismus (Konrad 2012). 

In der Bundesrepublik Deutschland wurde nach dem Zweiten Weltkrieg an 
die Jahre vor 1933 angeknüpft. Die Trägerstruktur wurde restauriert und die 
pädagogische Vielfalt wieder angenommen. In den 1960er Jahren rückten die 
Kinder mehr in die öffentliche Wahrnehmung. Der Kindergarten wurde als 
eine der Familie gleichwertige Sozialisationsinstanz und wichtiger Bildungs-
faktor gesehen. Er diente unter anderem der Herstellung von Chancengleich-
heit, da die Bildungsbenachteiligung der sozialen Unterschicht auch zum 
Thema des Kindergartens wurde. Die öffentliche Kleinkindererziehung blieb 
freiwillig und vor allem kostenpflichtig. Trotzdem gab es eine starke quantita-
tive Expansion. Der veränderte Blick auf die öffentliche Kleinkindererziehung 
war Ursache und Folge der inhaltlichen Neuorientierung der Kindergartenar-
beit. Es wurde alles in Frage gestellt. Unter anderem wurde die Entwicklung 
der Kinder als aktiv zu bewältigende Aufgabe begriffen, welche durch Lern-
anreize gefördert bzw. unterstützt werden sollte. Der Kindergarten entwickelte 
sich vom Schutz- und Schonraum zum Lern- und Erfahrungsfeld des Kindes. 
Der Situationsansatz wurde in die Arbeit integriert. Er betont das soziale Ler-
nen. Es wurde sich vom Repressiven, also Unterdrückendem, vollkommen los-
gesagt. Zudem erhielt in den 1980er Jahren ein neuer Ansatz Beachtung – die 
Reggio-Pädagogik, die die kreativen Aspekte des Lernens hervorhebt (Konrad 
2012). 

Deutliche Unterschiede zeigten sich in der Kindergartenarbeit in der DDR. 
Im einheitlichen sozialistischen Bildungssystem der DDR kam dem Kinder-
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garten eine solch große Bedeutung zu, wie in keiner anderen Phase der Ge-
schichte Deutschlands. Dort wurde der Kindergarten zu einem kostenfreien, 
ganztägigen, staatlichen Angebot für alle Kinder ausgebaut. Er war fester Be-
standteil des Bildungswegs – genauer gesagt seine Eingangsstufe. Im Zuge der 
Umstrukturierung des Bildungswesens wurden von der sozialistischen Regie-
rung keine alternativen Kleinkinderbetreuungen gewünscht. Bis auf wenige 
kirchliche Einrichtungen gab es sie auch nicht. Ziel der Kindergartenarbeit war 
die Schaffung des neuen Menschen, einer sozialistischen Persönlichkeit. Der 
Alltag war von Erziehungsplänen bestimmt, die sowohl von den Kindern, als 
auch von den ErzieherInnen, eingehalten werden mussten. Inhaltlich waren sie 
am Ziel der Schulvorbereitung orientiert. Es gab keine didaktisch-methodische 
Vielfalt wie im Westen Deutschlands (Konrad 2012). 

Mit der Wende ab 1990 fand eine Anpassung der Vorschulpädagogik statt. 
Der Kindergarten wurde in ganz Deutschland zum Objekt des Sozialgesetzbu-
ches und seine Angelegenheiten werden bis heute im Kinder- und Jugendhil-
fegesetz geregelt. Aufgrund der nicht stattfindenden Konfrontation der beiden 
Systeme zur Verbesserung des Gesamtsystems, gab es keine Vereinigung der 
Bildungs- und Erziehungssysteme, stattdessen mussten sich die Institutionen 
der DDR den Strukturen und Inhalten der westdeutschen Kindergärten anpas-
sen (Konrad 2012). 

Die Forschung etablierte ein neues Bild des Kindes. Im Sinne des psycho-
logischen Konstruktivismus wird das Kind nun als sich selbstbelehrend, auto-
nom und schöpferisch gesehen. Auf diesen gewandelten Blickwinkel und die 
neuen Lebensentwürfe der Eltern – durch beispielsweise die steigende Er-
werbstätigkeit von Müttern – wird reagiert. Zu der resultierenden Angebots-
vielfalt gehören unter anderem Spielkreise, Eltern-Kind-Gruppen, Mütterzen-
tren, der Waldorfkindergarten, die Montessori-Einrichtungen, der Wald- und 
Naturkindergarten und die Reggio-Pädagogik. Es gibt die klassische Halbtags-
einrichtung, aber auch immer häufiger Kindergärten, die mit der Krippe und 
dem Hort eine Kindertagesstätte darstellen. Die verschiedenen Einrichtungen 
reagieren flexibel und bedarfsgerecht auf das Umfeld, in dem sie sich befinden. 

Im 21. Jahrhundert wurde die Diskussion, inwieweit der Kindergarten als 
vorschulische Einrichtung positioniert werden sollte, durch die PISA-Tests an-
geregt. Diese wurden 2000 durchgeführt und 2002 diskutiert (Stanat et al. 
2002). Deutschland hatte unerwartet schlecht abgeschnitten. Daraufhin wurde 
der Fokus in der Ursachenforschung relativ schnell auf den vorschulischen Be-
reich gelegt. Es gab Diskussionen über einen Krippenausbau und eine eigen-
ständige Krippenpädagogik. Aber auch der Kindergarten wurde kritisiert. Die 
Arbeit mit den Kindern sollte mehr schulzugewandt werden. Schlüsselbegriffe 
wie „anschlussfähige Bildungsprozesse“ und „Bildungsstätten“ erhielten 
große Aufmerksamkeit. Ziel der Diskussionen ist die Humankapitalaktivie-
rung. In allen 16 Bundesländern wurden Bildungs- und Erziehungspläne er-
stellt. Die Entwicklung erinnert stark an die Strukturpläne der 1970er Jahre in 
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der DDR. Die Neurowissenschaften und die Kognitionsforschung spielten da-
bei eine bedeutende Rolle. Sie sind in der Lage, die naturwissenschaftliche Le-
gitimation dieses Diskurses zu schaffen, weil sie nachweisen können, dass Bil-
dung ab dem Zeitpunkt der Geburt beginnt. Ebenso zeigt die Entwicklungs-
psychologie, dass Kleinkinder bereits eine ausgeprägte Lern- und Leistungsfä-
higkeit besitzen und die ersten Lebensjahre von großer Bedeutung bezüglich 
des Lernprozesses und der weiteren Entwicklung sind. Des Weiteren wird der 
Diskussionsansatz durch die Ergebnisse in allen drei Forschungsbereichen un-
terstützt, die zeigen, dass eine Kontinuität zwischen den Leistungen des Säug-
lings und denen in den weiteren Lebensjahren besteht. Man vertrat dement-
sprechend die Meinung, Kinder müssten im Kindergarten bereits gezielt mit 
ausgewählten Inhalten konfrontiert werden. Dadurch entstand ein Spannungs-
feld zwischen dem Bild des sich selbst belehrenden und des zu belehrenden 
Kindes (Konrad 2012). Es gilt sich diesem Spannungsfeld bewusst zu sein, 
sich zu positionieren und das Ergebnis reflektiert in die alltägliche Arbeit in 
der öffentlichen Kleinkindererziehung einfließen zu lassen. 

1.2 Gesetzliche Grundlagen 

Der Auftrag der Kindertagesstätten (KiTa) in der Bundesrepublik Deutschland 
lässt sich aus vielerlei gesetzlichen Grundlagen erschließen. Diese sind wiede-
rum in verschiedene Sektionen abgespalten. Leitgedanken ergeben sich zu-
nächst aus dem Grundgesetz, Artikel 6: „Ehe und Familie stehen unter dem 
besonderen Schutze der staatlichen Ordnung.“ Kinder können nur durch die 
Unterstützung von Erwachsenen sozialisiert werden. Mit dem hier genannten 
Artikel des Grundgesetzes wird verdeutlicht, dass dies jedoch nicht nur Auf-
gabe der Eltern ist, sondern auch der Staat sich diesbezüglich in der Verant-
wortung sieht. Demnach helfen auch die MitarbeiterInnen der Kindertagesein-
richtungen dabei, Kinder zu schützen, ihnen bei den Reifungsprozessen zu hel-
fen und sie zu mündigen Mitgliedern der Gesellschaft zu erziehen. 

1.2.1 Förderungsauftrag und Rechtsanspruch  

In der Rahmengesetzgebung des Bundes, welche im SGB VIII, dem sog. 
KJHG (Kinder- und Jugendhilfegesetz) verankert ist, sind vor allem die Para-
grafen 22 bis 24 relevant. Zum einen ist dort der allgemeine Förderungsauftrag 
von Kindern festgeschrieben, welcher die Erziehung, Bildung und Betreuung 
des Kindes umfasst und sich dabei auf soziale, emotionale, körperliche und 
geistige Entwicklung bezieht. Des Weiteren ist ebenso die Vermittlung von 
Werten und Regeln darin festgehalten. „Die Förderung soll sich am Alter und 
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Entwicklungsstand, den sprachlichen und sonstigen Fähigkeiten, an der Le-
benssituation sowie den Interessen und Bedürfnissen des einzelnen Kindes ori-
entieren und seine ethnische Herkunft berücksichtigen“ (SGB VIII, §22). 

Zum anderen findet man in § 24KJHG den sogenannten Rechtsanspruch 
auf Förderung in einer Kindertageseinrichtung oder durch Tagespflege. Damit 
gemeint sind aber nicht nur Kinder ab dem dritten Lebensjahr bis zum Schul-
eintritt. Seit August 2013 liegt der Fokus dieser Regelung besonders auf dem 
Alter von unter Einjährigen, bzw. bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres 
(Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2015). Bekannt 
wurde der Paragraf als „Rechtsanspruch auf einen Krippenplatz“. Konkret lau-
tet dieser: § 24 Rechtsanspruch auf Förderung in einer Kindertageseinrichtung. 

„Ein Kind, das das erste Lebensjahr noch nicht vollendet hat, ist in einer Ein-
richtung oder in Kindertagespflege zu fördern, wenn diese Leistung für seine 
Entwicklung zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Per-
sönlichkeit geboten ist oder die Erziehungsberechtigten einer Erwerbstätigkeit 
nachgehen, eine Erwerbstätigkeit aufnehmen oder Arbeit suchend sind, sich in 
einer beruflichen Bildungsmaßnahme, in der Schulausbildung oder Hochschul-
ausbildung befinden oder Leistungen zur Eingliederung in Arbeit im Sinne des 
Zweiten Buches erhalten.“ (KJHG, §24). 

Das bedeutet, dass allen Eltern, die in irgendeiner Art und Weise auf dem Ar-
beitsmarkt tätig sind, ein Krippenplatz für ihr Kind unter einem Jahr zusteht, 
mindestens jedoch eine Tagespflege, die zum Beispiel durch vom Jugendamt 
geschulte Tagesmütter sichergestellt werden kann. 

Weiterhin heißt es: „Ein Kind, das das erste Lebensjahr vollendet hat, hat 
bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres Anspruch auf frühkindliche För-
derung in einer Tageseinrichtung oder in Kindertagespflege.“ (KJHG, §24). 
Hierbei ist es nicht von Bedeutung, ob die Eltern beide einer Beschäftigung 
nachgehen oder nicht. Der Anspruch besteht unmittelbar ab dem ersten Ge-
burtstag. Konkret bedeutet dies, dass die jeweiligen Kommunen dazu ver-
pflichtet sind, spätestens ab dann KiTa-Plätze für die jeweiligen Kinder zur 
Verfügung zu stellen (Bereitstellung). 

Vor August 2013 bestand ein Anspruch auf Fremdbetreuung in einer Kin-
dertageseinrichtung nur für Kinder ab dem dritten Lebensjahr. Nun können El-
tern, die keinen Krippenplatz für ihr Kind unter drei Jahren bekommen, diesen 
einklagen. Sollte in der betreffenden Kommune allerdings kein freier Platz vor-
handen sein, haben die Eltern weiterhin das Recht, für ihr Kind einen Krippen-
platz in einer anderen Kommune zu wählen, bzw. die Betreuung auf anderem 
Wege selbst zu organisieren. In einem solchen Fall wird aus dem Bereitstel-
lungsanspruch ein Kostenerstattungsanspruch, da die anfallenden Kosten für 
die anderweitige Betreuung von den Eltern zurückverlangt werden können. 
Prinzipiell ist die Förderung in einer wohnortnahen Kindertageseinrichtung 
vorgesehen. Dennoch kann in Einzelfällen auch hier noch durch Tagesmütter 
betreut werden. Dies ist beispielsweis über den sog. „besonderen Bedarf“ zu 
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rechtfertigen, wenn ein Kind in der Einrichtung, die über freie Plätze verfügt, 
aus persönlichen Gründen (z. B. den Gesundheitszustand) nicht betreut werden 
kann. Auch dafür müssen den Eltern die Kosten dann entsprechend erstattet 
werden. Darüber hinaus gibt es noch einen „ergänzenden Bedarf“, welcher 
dann zum Tragen kommt, wenn eine Einrichtung den zeitlichen Betreuungs-
rahmen der berufstätigen Eltern nicht abdecken kann. Hier besteht die Mög-
lichkeit, das Kind zusätzlich bei einer Tagespflegeperson unterzubringen, wel-
che ebenso finanziert wird, sofern die Betreuungszeiten realistisch sind 
(KJHG, §23). Beispielsweise wenn eine Mutter von 8.00 Uhr bis 16.30 Uhr 
arbeitet und die Einrichtung um 15.00 Uhr schließt. In diesem Fall wäre eine 
Weiterbetreuung durch eine Tagesmutter möglich und würde erstattet werden. 

Es sei an dieser Stelle nochmals darauf hingewiesen, dass eine Kostener-
stattung nur dann infrage kommt, wenn die Eltern berufstätig sind und die je-
weilige Kommune keinen Krippenplatz zur Verfügung stellen kann. In allen 
anderen Fällen haben die Erziehungsberechtigten selbst die Betreuungskosten 
zu tragen. 

Sollte einem Elternteil aufgrund eines fehlenden Platzes in der KiTa die 
Möglichkeit der Aufnahme einer Berufstätigkeit verwehrt werden, kann dieser 
Schadensersatz verlangen. 

Vorreiter für den Ausbau der Betreuung für unter Dreijährige war das sog. 
Kinderförderungsgesetz, welches bereits 2008 in Kraft trat und dessen Ziel es 
war, in kürzester Zeit ein qualitativ hochwertiges Betreuungsangebot zu schaf-
fen. In der Statistik ist zu beobachten, dass sich die Anzahl der unter Dreijäh-
rigen, die eine Krippe oder Tagespflege besuchen, von 2008 bis 2014 fast ver-
doppelt hat (KifÖG). „Im Kita-Jahr 2013/2014, dem ersten nach Inkrafttreten 
des Rechtsanspruchs auf einen Betreuungsplatz ab dem vollendeten ersten Le-
bensjahr, konnten die meisten Jugendämter (86,5 Prozent) allen Eltern einen 
Platz anbieten, die für ihr Kind unter drei Jahren einen Betreuungsplatz einfor-
derten“ (Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2015: 
1). Die Befürchtungen, dass es eine „Klagewelle“ von Eltern geben würde, die 
keinen Krippenplatz für ihr Kind bekommen, blieben damit aus. Betreuungs-
bedarf und Betreuungsquote konnten überwiegend aneinander angeglichen 
werden. Was allerdings festgehalten werden kann, ist, dass die Differenz in 
Ostdeutschland geringer ausfiel und man dort den Bedarfsanstieg der Krippen-
plätze sehr gut kompensieren konnte. Dieser konnte nicht vorab bestimmt wer-
den, da im Prinzip nicht nur jedes Bundesland, sondern sogar die einzelnen 
Städte und Gemeinden individuelle Betreuungsschlüssel benötigen (ebd.) „So-
wohl die Betreuungsquote, als auch der Bedarf nach Betreuungsplätzen für 
Kinder unter drei Jahren unterscheiden sich stark zwischen den einzelnen Bun-
desländern.“ (Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
2015: 10). Auch innerhalb einer Kommune kann der Bedarf variieren. Daraus 
lässt sich schließen, dass der Ausbaubedarf nicht zwingend in den Ländern mit 
der geringsten Betreuungsquote am höchsten ist. Bei der Planung der 
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Betreuungsplätze müssen die regionalen Unterschiede berücksichtigt werden. 
Dabei dienen die bundes- und landesweiten Richtlinien als Orientierung (ebd.). 

1.2.2 Weitere Bestimmungen  

An dieser Stelle wird ein kurzer Überblick über sonstige relevante Gesetze ge-
geben. Dabei ist zunächst der Paragraf zu nennen, der für alle, die im erziehe-
rischen Bereich tätig sind, immer präsent sein sollte: §8a SGB VIII (Kindes-
wohlgefährdung). Da alle ErzieherInnen zum Schutze des Kindes zu handeln 
haben, gilt: „In Vereinbarungen mit den Trägern von Einrichtungen und Diens-
ten, die Leistungen nach diesem Buch erbringen, ist sicherzustellen, dass deren 
Fachkräfte bei Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte für die Gefährdung 
eines von ihnen betreuten Kindes oder Jugendlichen eine Gefährdungsein-
schätzung vornehmen, bei der Gefährdungseinschätzung eine insoweit erfah-
rene Fachkraft beratend hinzugezogen wird […].“ (SGB VIII, §8a, Abs.4: 1f.). 
Dieser Aufgabe sollte sich das Betreuungspersonal stets bewusst sein und die-
ser gewissenhaft nachkommen. 

Im Sozialgesetzbuch finden sich ferner sog. „Spezialfälle“. Die Paragrafen 
53 und 54 des SGB XII, beziehen sich auf die Eingliederungshilfe behinderter 
Menschen und somit auch auf die Betreuung von beeinträchtigten Kindern in 
Tageseinrichtungen.  

„Besondere Aufgabe der Eingliederungshilfe ist es, eine drohende Behinderung 
zu verhüten oder eine Behinderung oder deren Folgen zu beseitigen oder zu 
mildern und die behinderten Menschen in die Gesellschaft einzugliedern. 
Hierzu gehört insbesondere, den behinderten Menschen die Teilnahme am Le-
ben in der Gemeinschaft zu ermöglichen oder zu erleichtern, ihnen die Aus-
übung eines angemessenen Berufs oder einer sonstigen angemessenen Tätig-
keit zu ermöglichen oder sie so weit wie möglich unabhängig von Pflege zu 
machen“ (SGB XII, §53, Abs.3). 

Außerdem gilt §55 SGB IX: „Behinderte oder von Behinderung bedrohte Men-
schen erhalten Leistungen nach diesem Buch und den für die Rehabilitations-
träger geltenden Leistungsgesetzen, um ihre Selbstbestimmung und gleichbe-
rechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu fördern, Benachteiligungen 
zu vermeiden oder ihnen entgegenzuwirken. Dabei wird den besonderen Be-
dürfnissen behinderter und von Behinderung bedrohter Frauen und Kinder 
Rechnung getragen.“ Die Eingliederungshilfe bezieht sich ebenso auf geistig 
behinderte Kinder (SGB VIII, §35a). Dies stellt das Betreuungspersonal vor 
völlig andere Aufgaben, die es unter Berücksichtigung der Gesetze zu bewäl-
tigen hat. Auch die Struktur der Einrichtungen hat sich im Hinblick auf den 
Integrationsaspekt verändert. Daher gibt es auch diesbezüglich föderale Best-
immungen in den einzelnen Kindertagesstättengesetzen, sowie individuelle 
Leitbilder der jeweiligen Einrichtungen. 
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Bezogen auf Verwaltungsvorschriften, kann man eine Kindertagestätte mit 
einem Unternehmen oder einem Betrieb vergleichen. Auch hier gilt das Daten-
schutzgesetz, welches sich sowohl auf MitarbeiterInnen, als auch auf die Zu-
Betreuenden und ihre Erziehungsberechtigten bezieht und dabei vorrangig die 
Schweigepflicht zu nennen ist. Darüber hinaus ist das Infektionsschutzgesetz 
in einer solchen Einrichtung ein wichtiger Faktor. Es dient der Orientierung 
von Personal und Eltern, da sie durch dieses beispielsweise Sicherheit erlan-
gen, wie sie sich bei bestimmten Erkrankungen zu verhalten haben. Außerdem 
gilt die Lebensmittelhygieneverordnung, da die Kinder in den Einrichtungen 
für gewöhnlich gemeinsame Mahlzeiten einnehmen. Ebenso anzuführen ist das 
Nichtrauchergesetz, welches seit 2008 bestimmt, dass alle Gebäude oder Ge-
bäudeteile, in denen im Rahmen der freien oder der öffentlichen Jugendhilfe 
Tageseinrichtungen für Kinder oder sonstige Einrichtungen für junge Men-
schen im Sinne des Achten Buches Sozialgesetzbuch untergebracht sind, sowie 
zu diesen Einrichtungen gehörende Freiflächen rauchfrei sind (NRauchSchG 
RP, §4, Abs.1). 

Im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) sind überdies allgemeine Gesetze fest-
geschrieben, die für eine KiTa bedeutsam sind, wie die Aufsichtspflicht 
(§1631) oder die Haftung des Aufsichtspflichtigen (§832). Kommunal gibt es 
ferner in den einzelnen Städten und Gemeinden auch noch weitere Satzungen 
und anderen Regelungen, die die gesamten Vorgaben des Bundes und der Län-
der weiter konkretisieren. Schlussendlich haben alle Einrichtungen selbst noch 
eigene Satzungen und Leitbilder, die sie verfolgen. Dies kann unter Umständen 
schon zu Verwirrung bei den Beteiligten führen. 

1.2.3 Gesetzlicher Bildungsauftrag 

Die historische Entwicklung des Kindergartens in Deutschland hat gezeigt, 
dass Förderung der Bildung von Kindern als Grundsatz gilt. Doch in diesem 
Zusammenhang stellt sich die Frage: Was bedeutet Bildung für den Kindergar-
ten?2 Im Folgenden soll dieser Frage in Bezug auf Theorie und Praxis, also der 
konkreten Umsetzung nachgegangen werden. 

Tageseinrichtungen für Kinder und die Kindertagespflege sind Pflichtauf-
gaben des Jugendamtes. Sie sind im Sozialgesetzbuch VIII (SGB VIII) gesetz-
lich geregelt. Der §22, SBG VIII benennt die Grundsätze der Förderung. 

§22 Abs. 2 SGB VIII 

(2) Tageseinrichtungen für Kinder und Kindertagespflege sollen 

1. die Entwicklung des Kindes zu einer eigenverantwortlichen und gemein-
schaftsfähigen Persönlichkeit fördern,  

 
2 Kindergarten und Kindertagesstätten werden in diesem Kapitel synonym verwendet. 
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2. die Erziehung und Bildung in der Familie unterstützen und ergänzen, 
3. den Eltern dabei helfen, Erwerbstätigkeit und Kindererziehung besser mit-

einander vereinbaren zu können. 

Die Beantwortung der Frage „Was bedeutet Bildung für den Kindergarten?“ 
kann in Deutschland nicht ganzheitlich beantwortet werden. Ein gesetzlicher 
Bildungsauftrag ist vorgeschrieben, doch in den jeweiligen Bundesländern 
wird die Frage des gesetzlichen Bildungsauftrags unterschiedlich beantwortet. 
Vor dem Hintergrund, dass Deutschland ernüchternde Ergebnisse in der PISA-
Studie im Jahr 2000 erreicht hat, begann in Deutschland eine erneute Bildungs-
debatte. So gelangte auch die Bildungsaufgabe der Kindertagesstätten in den 
Vordergrund. In der Jugendministerkonferenz und der Kultusministerkonfe-
renz wurde im Jahr 2004 ein gemeinsamer Rahmen der Länder beschlossen. 
Dieser Beschluss soll im Wesentlichen dazu beitragen, die Bildungschancen 
der Kindertagesstätten zu verwirklichen (Schreiber 2009). Im Fokus steht  

„die Vermittlung grundlegender Kompetenzen und die Entwicklung und Stär-
kung persönlicher Ressourcen, die das Kind motivieren und darauf vorbereiten, 
künftige Lebens- und Lernaufgaben aufzugreifen und zu bewältigen, verant-
wortlich am gesellschaftlichen Leben teilzuhaben und ein Leben lang zu ler-
nen.“ (Beschluss der Jungendminister- und Kultusministerkonferenz 2004: 3) 

Dennoch besitzen Träger, Verwaltung und Fachpolitik kaum „valide Daten 
über die pädagogische Qualität […] im eigenen Verantwortungsbereich.“ 
(Tietze et al. 2012: 3) Daten zur Qualitätssteuerung und Untersuchungen zur 
pädagogischen Qualität verschiedener Betreuungsformen fehlen. Die Bil-
dungspläne sollten nicht nur verbindliche Orientierung für die Einrichtungen 
bieten, sondern auch Qualitätsstandards setzten (ebd.). 

1.2.4 Das Kindertagesstättengesetz 

Trotz oder gerade wegen der Schwierigkeiten in der Beantwortung einer Frage 
nach einem konkreten Bildungsauftrag und dessen Qualität, hat sich der Ge-
setzgeber mit diesem Thema auseinandergesetzt und so ergaben sich aus dem 
föderalen System der Bundesrepublik Deutschland die Kindertagesstättenge-
setze der einzelnen Bundesländer. Diese stellen eine Konkretisierung des ge-
setzlichen Bildungs- und Erziehungsauftrags dar und finden sich in den soge-
nannten Bildungsplänen. 2004 wurden diese erstmals in jedem Bundesland 
durch das zuständige Ministerium unter den Bezeichnungen „Orientierungs-
plan“, „Bildungsprogramm“, „Rahmenplan“ oder „Bildungs- und Erziehungs-
plan“ veröffentlicht. Die Inhalte dieser meist sehr ausführlichen Publikationen 
beschränken sich auf die Gestaltung von Bildung, Erziehung und Betreuung 
von Kindern in Kindertageseinrichtungen und Tagespflege, sowie die dabei zu 
berücksichtigenden Grundsätze. Das damit verfolgte Ziel soll die 
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Verbesserung der pädagogischen Qualität im elementaren Bildungsbereich 
sein (Mienert o. J.). 

Nicht alle Bildungspläne beschränken sich jedoch auf das Kleinkindalter, 
bzw. auf das Alter von null bis sechs Jahren. Es gibt darüber hinaus auch wel-
che, die bis ins Schulalter reichen. Dennoch sind sie keineswegs als eine Art 
Curricula zu verstehen. Es geht vielmehr um die praktische Umsetzung der 
rechtlichen Vorgaben. Daher sind sie mehr Ratgeber, beziehungsweise Emp-
fehlungen für Fachkräfte und dienen der Orientierung. Zudem besteht selbst-
verständlich eine Verbindlichkeit durch die Koppelung an Gesetze und Ver-
ordnungen, sodass –trotz der jeweils eigenen Bildungspläne der einzelnen 
Bundesländer – nicht von einer willkürlichen Handlung gesprochen werden 
kann. Viele Bundesländer haben zudem Handreichungen, wie Faltblätter oder 
Broschüren, verfasst, die sich in erster Linie an Eltern richten und in denen 
einzelne Themen aus den Bildungsplänen vertieft dargestellt werden, veröf-
fentlicht. Zu finden sind diese auf den Websites der Länderministerien (ebd.). 

Die groben Themen sind auf Länderebene ähnlich. Dabei geht es immer 
um Grundsätze, Aufgaben und Ziele der Kindertagesstätten, Rahmenbedin-
gungen (wie Größe der Einrichtung, Gruppengröße, Betreuungsschlüssel, Or-
ganisation, Tagesstruktur, Raumausstattung etc.), Träger, Qualifikationen des 
Personals, finanzielle Förderung, Elternarbeit, Bildungsauftrag usw.). Unter-
schiede sind in den Details der Kindertagesstättengesetze der einzelnen Bun-
desländer zu finden, sowie in der Schwerpunktsetzung. In manchen Bildungs-
plänen wird stärker auf die Einrichtungen mit ihren Qualifikationen und dem, 
was sie leisten müssen, eingegangen, bei anderen liegt der Fokus vielmehr auf 
dem Kind und der Schulung seiner Kompetenzen (ebd.). 

1.2.5 Rahmenplan des Landes Rheinland-Pfalz 

Aufgrund des föderalen Aufbaus der Bundesrepublik Deutschland bestehen 
verschiedene Systeme zur Betreuung. Jedes Bundesland hat seinen eigenen 
Bildungsplan. Um einen genaueren Einblick zu gewährleisten, wird im Fol-
genden der Rahmenplan des Landes Rheinland-Pfalz exemplarisch vorgestellt, 
durch den der Bildungsauftrag konkretisiert wird. 

In §2 des Kindertagesstättengesetz Rheinland-Pfalz steht: 

§2 Grundsätze der Erziehung, Bildung und Betreuung in Kindertagesstätten 

• Kindertagesstätten sollen die Gesamtentwicklung des Kindes fördern und 
durch allgemeine und gezielte erzieherische Hilfen und Bildungsangebote 
sowie durch differenzierte Erziehungsarbeit die körperliche, geistige und 
seelische Entwicklung des Kindes anregen, seine Gemeinschaftsfähigkeit 
fördern und soziale Benachteiligungen möglichst ausgleichen. Hierzu ist 
die Beobachtung und Dokumentation der kindlichen Entwicklungsprozesse 
unter Beachtung der trägerspezifischen Konzeption und des Datenschutzes 
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erforderlich. Diese sind zugleich Grundlage für Entwicklungsgespräche mit 
den Eltern. 

Dieser Gesetzestext lässt viele konkrete Anwendungen für die Praxis offen. 
Aus diesem Grund hat das Ministerium für Bildung, Frauen und Jugend eine 
Bildungs- und Erziehungsempfehlung für Kindertagestätten in Rheinland-
Pfalz veröffentlicht. Diese Empfehlung ist an alle Formen und Altersklassen 
der Kindertagesbetreuung in Rheinland-Pfalz gerichtet. 

Im Nachfolgenden wird der Umgang mit Bildung in Kindertagesstätten in 
den Fokus gerückt. Dabei ist wichtig, dass Bildungsziele nicht allgemeingültig 
für alle Kinder einer Tagesstätte verfasst werden können (Roth et al. 2004). 
Kinder müssen „als Subjekte ihres eignen Bildungsprozesses“ (Roth et al. 
2004: 13) gesehen werden. Den Kindern wird zugetraut ihre eigene Entwick-
lung, ihr Lernen und ihre Bildung zu konstruieren. Somit wird das Kind als 
aktiv Lernender betrachtet. Es kann auch von Selbstbildungspotenzialen ge-
sprochen werden. Die Entfaltung und Entwicklung dieser Potenziale ist maß-
geblich von der Umgebung und dem Umfeld beeinflusst. Die Umwelt ist in 
soziale, kulturelle und religiöse Umgebungen eingebunden. Der Gestaltung der 
Umgebung des Kindes kommt also eine immense Bedeutung zu. Die verant-
wortungsvolle und erzieherische Dimension der ErzieherInnen und die Bedeu-
tung des Kindergartens werden dadurch deutlich (ebd.). 

Ein wichtiger Bestandteil des Bildungsprozesses ist, die „aufmerksame, in-
teressierte und forschende Haltung der Erzieherinnen und Erzieher“ (Roth et 
al. 2004: 11) gegenüber dem Kind und seinen Interessen. Die herausfordernde 
Aufgabe der ErzieherInnen ist es, die sich bietenden Lernanlässe aufzugreifen 
und anzuregen. Kindertagesstätten sollten den Kindern Möglichkeiten geben 
verschiedene Kompetenzen zu erlernen. In der heutigen, rasanten Welt, ge-
prägt vom technologischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Wandel, 
ist es umso wichtiger Kinder auf die Zukunft vorzubereiten. Die Wissensver-
mittlung sollte sich an den spezifischen Entwicklungsstand des Kindes anpas-
sen. Diesbezüglich sind die aktuellen Lebenssituationen der Kinder zu beach-
ten. Wie z. B. kulturelle Unterschiede, Armut, Migration oder Trennung der 
Eltern. Die Lebenswelt der Kinder außerhalb des Kindergartens sollte immer 
in die Arbeit mit einbezogen werden (ebd.). 

Der Rahmenplan zeigt nach Roth et al. (2004) folgende Bildungs-und Er-
ziehungsbereiche auf, welche als wesentliche Lernfelder gelten. 

• Wahrnehmung: Die Kinder sollen mit Hilfe aller Sinne Wahrnehmungser-
fahrungen machen und sich auf Wirklichkeitserfahrungen einlassen kön-
nen. 

• Sprache: „Kindern soll die Möglichkeit gegeben werden, zu erfahren und 
zu entdecken, dass Sprache eine wichtige Funktion als Medium der Kom-
munikation und Zuwendung hat.“ (Roth et al. 2004: 22). Dies soll durch 
Zuhören, Vermeidung von „Kindersprache“, anregen von sprachlicher 
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Aktivität, Einbezug von Schriftbildern und der Arbeit mit sprachbezogenen 
Material ermöglicht werden. 

• Bewegung: Die motorische und körperliche Entwicklung des Kindes sollen 
unterstützt werden. Die Bewegungsfreude des Kindes soll gefördert, nach-
haltig gestärkt und verschiedene Bewegungsarten und Bewegungsformen 
angeboten werden. 

• Künstlerische Ausdrucksformen: Die Kinder sollen lernen Gefühle und Ge-
danken vielfältig auszudrücken. Dazu zählt der gestalterisch-kreative Be-
reich, der musikalische Bereich und der Theater-, Mimik- und Tanzbereich. 

• Religiöse Bildung: Kinder sollen für religiöse Fragen sensibilisiert werden 
und die Fähigkeit erlangen ihre Kultur zu begreifen. Unterschiedliche For-
men von Glaube und Religion werden wahrgenommen und Feste aus eige-
nen und fremden Kulturkreisen entdeckt. 

• Gestaltung von Gemeinschaft und Beziehungen: Kinder sollen ihr Selbst-
bewusstsein stärken können und lernen andere wertzuschätzen. Durch ei-
genständiges agieren „erwerben Kinder die für ein verantwortliches sozia-
les Zusammenleben notwendige Handlungskompetenz“ (Roth et al. 2004: 
30). 

• Interkulturelles und interreligiöses Lernen: Das Zusammenleben mit „Men-
schen unterschiedlicher kultureller und religiöser Herkunft als bereichernd 
und selbstverständlich zu erleben und entsprechend wertzuschätzen“ (Roth 
et al. 2004: 31). 

• Mathematik, Naturwissenschaft, Technik: Das Bewusstsein und Neugierde 
für naturwissenschaftliche Vorgänge fördern, indem Gelegenheiten dafür 
geschaffen werden. 

• Naturerfahrungen, Ökologie: Die Natur erleben, den sorgsamen Umgang 
mit der Natur fördern und die Umwelt als Bestandteil unserer menschlichen 
Existenz anerkennen. 

• Körper, Gesundheit, Sexualität: Den eigenverantwortlichen Umgang mit 
dem eigenen Körper unterstützen und die Ausbildung eines guten Körper-
gefühls stärken. 

• Medien: Einen kritischen und souveränen Umgang mit Medien vorzuberei-
ten, indem verschiedene Medien kennengelernt und die Funktionen erfah-
ren werden. 

Kindertagesstätten sind Teil des Kinder- und Jugendsystems. Sie erreichen 
eine hohe Zahl an Kindern und deren Familien. Daher gehört es zu ihren Auf-
gaben Benachteiligungen frühzeitig zu erkennen, und diesen dann auch zeitig 
entgegenzuwirken. Eine angemessene Förderung der Kinder schließt die Zu-
sammenarbeit mit den Eltern und anderen Institutionen ein. Besonders Kinder, 
die zu benachteiligten Gruppen gehören, bedürfen einer intensiven Unterstüt-
zung seitens der Kindertagesstätte. Dies kann zum Beispiel eine Förderung der 
deutschen Sprache sein, um dem Kind einen risikolosen Übergang in die 
Schule zu ermöglichen. Die soziale Herkunft hat große Auswirkungen auf die 
Bildungschancen des Kindes. Die Kindertagesstätte sollte das Ziel vor Augen 
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haben, die Teilhabechancen der Kinder an Bildung zu verbessern (Roth et al. 
2004). 

Die Erziehungs- und Bildungsempfehlung Rheinland-Pfalz hat sich als Ziel 
gesetzt, dass jeder Kindergarten über jedes Kind eine Lern- und Bildungsdo-
kumentation führt. Die Kinder werden in ihrem Kindergartenalltag von den 
ErzieherInnen beobachtet, die diese Beobachtungen in gewissen zeitlichen Ab-
ständen dokumentieren. Dadurch sollen Entscheidungsprozesse zur Förderung 
des Kindes erleichtert werden und unterschiedliche Standpunkte verschiedener 
ErzieherInnen mit einbezogen werden. Diese Ergebnisse werden ebenfalls do-
kumentiert. Auf diese Weise können ErzieherInnen, aber auch Eltern, die Ent-
wicklung des Kindes nachvollziehen. Ziel dieser Dokumentation ist es nicht, 
die Kinder zu vergleichen oder Defizite aufzuzeigen. Ziel ist es, die Bildungs-
prozesse und Lernfortschritte ressourcenorientiert zu dokumentieren und zu 
reflektieren (ebd.). 

Zusammenfassend kann über die Umgangsweise mit dem gesetzlichen Bil-
dungsbegriff des Lands Rheinland-Pfalz gesagt werden, dass ErzieherInnen im 
Bildungsprozess des Kindes eine sehr bedeutende Rolle spielen. Diese sollten 
offen und neugierig an verschiedene Themengebiete herangehen. Die Lebens-
welt des Kindes außerhalb des Kindergartens sollte immer in die Arbeit mit 
einbezogen werden. Zum einen durch Elternarbeit, aber vor allem auch indem 
aktuelle Themen der Kinder im Kindergartenalltag spielerisch aufgegriffen 
werden. Somit legen Kindertagesstätten „einen wesentlichen Grundstein für 
die Entwicklung stabiler Persönlichkeiten und erfüllen ihren gesetzlichen Auf-
trag, die Entwicklung von Kindern zu eigenverantwortlichen und gemein-
schaftsfähigen Persönlichkeiten zu fördern“ (Roth et al. 2004: 15). Ziel ist es, 
Kinder in ihren Lernkompetenzen und ihren Lebenskompetenzen – wie Stär-
ken des Selbstkonzepts, des Selbstwertgefühls und der Konfliktfähigkeit - zu 
stärken (ebd.). 

Die Rahmenpläne der verschiedenen Bundesländer sondern sich nicht be-
deutend voneinander ab. Die Ausformulierungen, Gewichtungen und Schwer-
punkte sind vereinzelt abweichend gewählt. Sie dienen als fachliche Orientie-
rung und zur Sicherung der Qualitätsziele. Im SGB VIII werden die drei zent-
ralen Aufgabenbereiche der Tageseinrichtungen mit „Erziehung, Bildung und 
Betreuung“ beschrieben. Diese Begriffe werden nicht als verschiedene Stufen 
der kindlichen Entwicklung angesehen, sondern als parallele Prozesse der Ent-
wicklung. In drei Bundesländern, unter anderem Rheinland-Pfalz, wird diese 
Begriffs Reihenfolgeübernommen. In fünf Bundesländern verändert sich die 
Reihenfolge zu „Bildung, Erziehung und Betreuung“. Zwei Bundesländer set-
zen Bildung und Förderung als zentrale Aufgabenbereiche fest. Trotz den in-
dividuellen Unterschieden ist der Begriff „Bildung“ im jedem Bundesland als 
zentraler Aufgabenbereich verankert. Dies spielgelt die Wichtigkeit und aner-
kannte Bedeutung des Bildungsbegriffs wider (Hebenstreit 2008). 
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1.3 Ost-West-Vergleich  

In Deutschland gab, beziehungsweise gibt es seit der Wiedervereinigung teil-
weise große Unterschiede zwischen den alten, westlichen und den neuen, öst-
lichen Bundesländern, die verschiedene Bereiche betreffen. Um darzustellen, 
dass sich die föderalen Bildungspläne durchaus ähneln und sich lediglich in 
den Formulierungen unterscheiden, sollen an dieser Stelle das Bundesland 
Sachsen und das Bundesland Saarland genauer betrachtet werden. Die Länder 
sollen exemplarisch für den Ost-West-Vergleich dienen und aufzeigen, inwie-
fern es Gemeinsamkeiten und Unterschiede bezüglich der alten und neuen 
Bundesländer Deutschlands gibt. Beide Bildungspläne der Länder beziehen 
sich ausschließlich auf Kindertageseinrichtungen und Tagespflege und enthal-
ten bis auf den Übergang keine schulischen Aspekte. Auch in den einzelnen 
Bildungsbereichen unterscheiden sie sich nicht. Beide verstehen sich als Ori-
entierung für pädagogische Fachkräfte. 

Im Fokus des saarländischen Bildungsprogrammes stehen die einzelnen 
Bildungsbereiche, die zum einen von dem Gesichtspunkt des Bildungsver-
ständnisses und zum anderen von Elternarbeit, Schulübergang und demokrati-
scher Teilhabe eingerahmt sind. Besonderes Augenmerk wird auf die Kompe-
tenzen der Kinder gelegt: Ich-Kompetenz (Entwicklung von Selbstwertgefühl, 
Meinungsbildung, eigene Gefühle bewusst wahrnehmen und akzeptieren 
usw.), Lern-Kompetenz (von anderen lernen, Erfolge und Misserfolge erleben 
und akzeptieren etc.), Sach-Kompetenz (Wahrnehmung von Gemeinsamkeiten 
und Unterschieden, Sprachentwicklung etc.) und Sozial-Kompetenz (Empa-
thieentwicklung, Kritik äußern und annehmen, Fairness entwickeln etc.) 
(Dreier et al. 2007) Diese stellen die Ziele der pädagogischen Arbeit dar: „Pä-
dagogik hat die Aufgabe zu analysieren, welche Kompetenzen Kinder benöti-
gen, um in ihrer Lebenswelt jetzt und zukünftig bestehen und die Gesellschaft 
aktiv gestalten zu können“ (Dreier et al. 2007: 24). Der sächsische Bildungs-
plan bezieht sich auf ein „neues Bild vom Kind“. „Durch die gegenwärtige 
Veränderung des Blicks auf Kinder, rücken der Alltag und die Kultur von Kin-
dern und die Kindheit als gesellschaftliche Lebensform in den Mittelpunkt des 
Interesses.“ (Sächsisches Staatsministerium für Kultus: sächsischer Bildungs-
plan 2011: 15). 

Professionelles Handeln und Didaktik werden ebenfalls in beiden Bundes-
ländern thematisiert. Es wird dabei auf die tatsächliche Arbeit in der Praxis 
eingegangen und Themen, wie Reflexion des pädagogischen Handelns, Ver-
netzungsarbeit und Kooperation intensiv behandelt. In der saarländischen Aus-
führung findet man diesbezüglich etwas unter dem Punkt „Aufgaben der Er-
zieherinnen“, welche mit vielen Qualitätskriterien beschrieben werden (Dreier 
et al. 2007). 
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Im Bildungsverständnis sind sich die beiden Bundesländer ebenfalls ähn-
lich, denn sie sehen Bildung als Selbstbildung und das Kind als aktive Person 
seiner Entwicklung. Auch die Elternarbeit mit regelmäßigen Entwicklungsge-
sprächen und der Transparenz aller Beteiligten findet bei beiden Bundeslän-
dern ihren Platz und unterscheidet sich in ihren Aussagen nur sehr gering. Im 
Großen und Ganzen gibt es viele Gemeinsamkeiten und deutliche Unter-
schiede sind auch im Hinblick auf westliche und östliche Bundesländer nicht 
erkennbar. 

1.4 Voraussetzungen für die Umsetzung des 
Bildungsauftrags 

Welche Voraussetzungen gelten für Kindertagesstätten, unabhängig vom Bun-
desland, um den Bildungsauftrag auszuüben? Wie kann die theoretische 
Grundlage in der Praxis umgesetzt werden? Diesen Fragen wird im folgenden 
Kapitel nachgegangen. 

Zum einen sollten die Arbeitsstrukturen flexibel und veränderbar sein, 
umso auf neue Möglichkeiten und Herausforderungen eingehen zu können. 
Die ErzieherInnen benötigen ausreichend und regelmäßige Fort- und Weiter-
bildungen, um sich weiterqualifizieren zu können. In spezifischen Weiterbil-
dungen zum Bildungsverständnis muss auf die subjektiven Bildungstheorien 
der ErzieherInnen eingegangen werden, an diese angeknüpft und gegeben Falls 
gegliedert werden. Zum anderen gehört eine interessierte Offenheit gegenüber 
den Bildungsthemen dazu. Das im Rahmen von Fort- und Weiterbildungen er-
worbene Wissen sollte für das gesamte Team nutzbar gemacht werden (Roth 
et al. 2004). Die Kompetenzen und auch Schwächen der einzelnen Teammit-
glieder sollten unterstützt oder auch mitgetragen werden. Die Angebote des 
Kindergartens sollten regelmäßig hinterfragt und überarbeitet werden. Ge-
troffene Entscheidungen müssen reflektiert und die Entscheidungsgründe sol-
len formuliert werden, um nicht nur intuitiv zu handeln (Andres 2002). 

Des Weiteren benötigen die ErzieherInnen kein kompetentes Wissen in al-
len Bildungsbereichen. Sie benötigen das Interesse sich Wissen anzueignen, 
um so einen gemeinsamen Weg des Lernens mit den Kindern zu gehen. Die 
Themen und Interessen der Kinder sollten das Zentrum der zu planenden An-
gebote darstellen. Es sollte nicht außer Acht gelassen werden, dass es im Bil-
dungsprozess „nicht nur um Können und Wissen, sondern – vor allem – um 
eine Differenzierung von Wahrnehmen in allen Bereichen“ geht (Schäfer 
2011: 262). 

Die Beziehungserfahrungen, die die Kindern in den Kindertagesstätten mit 
den pädagogischen Fachkräften machen, haben Einfluss auf die sozialen Fä-
higkeiten des Kindes. Daher sollten die Kinder in diesen Bindungsbeziehungen 


